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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 


Jahrgang 2017 Ausgegeben am 28. Juni 2017 Teil II 


167. Verordnung: Anordnung einer Revision und Erhebung des Gesundheitszustandes von 


Wildschweinen innerhalb eines durch die Afrikanische Schweinepest 


gefährdeten Gebietes sowie Festlegung von Biosicherheitsmaßnahmen zur 


Hintanhaltung der Einschleppung in Hausschweinebestände 


167. Verordnung der Bundesministerin für Gesundheit und Frauen zur Anordnung einer 
Revision und Erhebung des Gesundheitszustandes von Wildschweinen innerhalb eines 
durch die Afrikanische Schweinepest gefährdeten Gebietes sowie zur Festlegung von 
Biosicherheitsmaßnahmen zur Hintanhaltung der Einschleppung in 
Hausschweinebestände 


Auf Grund des § 2c und des § 7 des Tierseuchengesetzes (TSG), RGBl. Nr. 177/1909, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 163/2015, wird im Hinblick auf die Feststellung von 
Afrikanischer Schweinepest (ASP) im benachbarten Ausland verfügt: 


§ 1. Auf Grund des Ausbruches der ASP in Wildschweinen in der Tschechischen Republik werden 
alle nördlich der Donau gelegenen Gebiete folgender Verwaltungsbezirke als gefährdetes Gebiet 
festgelegt: 


 1. Hollabrunn 


 2. Tulln 


 3. Korneuburg 


 4. Mistelbach 


 5. Bruck an der Leitha 


 6. Gänserndorf 


 7. alle Wiener Bezirke. 


§ 2. (1) In den in § 1 genannten Gebieten sind alle verendet aufgefundenen Wildschweine der 
Behörde zu melden. Es sind von einem amtlichen Tierarzt Proben zu entnehmen und die seuchensichere 
Entsorgung der Tierkörper und des sonstigen Tiermaterials zu veranlassen. 


(2) Die Proben sind an die AGES Mödling (Referenzlabor) zu übermitteln; die Probeneinsendung, 
die Durchführung der Untersuchungen sowie deren Ergebnisse sind ins VIS einzutragen. 


§ 3. In den in § 1 genannten Gebieten ist bei der Jagd auf Wildschweine vom 
Jagdausübungsberechtigten dafür Sorge zu tragen, dass 


 1. die Bejagung so erfolgt, dass die Ausbreitung der etwaig vorhandenen Seuche bestmöglich 
hintangehalten wird; 


 2. jeder direkte oder indirekte Kontakt des Tierkörpers oder des Fleisches mit Hausschweinen 
vermieden wird und 


 3. sonstige bei der Jagd angefallene Tiermaterialien möglichst einer seuchensicheren Entsorgung 
zugeführt werden. 


§ 4. (1) In den in § 1 genannten Gebieten sind Freilandhaltungen von Schweinen spätestens ab 4. Juli 
2017 verboten, außer sämtliche Anforderungen von Anhang 3 der Schweinegesundheits-Verordnung-
SchwG-VO, BGBl. II Nr. 406/2016, sind nach Überprüfung und bescheidmäßiger Genehmigung durch 
die zuständige Bezirksverwaltungsbehörde zu diesem Zeitpunkt bereits erfüllt. 


(2) Schweine in Auslaufhaltung sind jedenfalls während der Dämmerungs- und Nachtstunden im 
Stallinnenbereich zu halten. 
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(3) Die Begriffe Freiland- und Auslaufhaltung entsprechen den Definitionen der SchwG-VO. Die 
Vorgaben gemäß Abs. 1 und 2 sind durch die Bezirksverwaltungsbehörde zu kontrollieren. 


Rendi-Wagner 





		BUNDESGESETZBLATT
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Gesamte Rechtsvorschrift für Schweinegesundheitsverordnung, Fassung vom 22.05.2018 


Langtitel 


Verordnung der Bundesministerin für Gesundheit und Frauen über Biosicherheitsmaßnahmen, 
hygienische Anforderungen und die Gesundheitsüberwachung in Schweinehaltungsbetrieben 
(Schweinegesundheitsverordnung – SchwG-VO) 
StF: BGBl. II Nr. 406/2016 


Präambel/Promulgationsklausel 


Aufgrund des § 2 Abs. 1 bis 3 des Tiergesundheitsgesetzes (TGG), BGBl. I Nr. 133/1999, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 80/2013, und des § 8 des Bundesministeriengesetzes 1986, 
BGBl. Nr. 76/1986, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 43/2016, wird im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen und dem Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft verordnet: 


Text 


1. Hauptstück 


Allgemeine Bestimmungen 


Anwendungsbereich 


§ 1. Diese Verordnung gilt für alle Betriebe im Sinne des § 1 TGG, die Schweine zur Zucht oder 
Mast halten. 


Begriffsbestimmungen 


§ 2. Im Sinne dieser Verordnung sind 


 1. Betrieb: alle Schweineställe oder sonstige Standorte für Schweine einschließlich der 
dazugehörigen Nebengebäude und des dazugehörigen Geländes, die hinsichtlich der 
tatsächlichen Nutzung und der räumlichen Anordnung, insbesondere der Ver- oder Entsorgung, 
eine Einheit bilden; 


 2. Stall: ein räumlich, lüftungstechnisch und funktionell abgegrenzter Bereich zur Haltung von 
Schweinen innerhalb eines Betriebes; 


 3. Isolierstall: ein leicht zu reinigender und zu desinfizierender, gesondert zugänglicher Stall oder 
ein sonstiger zur Aufstallung entsprechend geeigneter Bereich, der innerhalb des Betriebes 
epidemiologisch getrennt ver- und entsorgt wird; 


 4. Zuchtbetrieb: ein Betrieb, der Ferkel zu Zucht- oder Mastzwecken erzeugt oder Eber hält; 


 5. Aufzuchtbetrieb: ein Betrieb, der Ferkel aus Zuchtbetrieben bezieht, aufzieht und zu Zucht- oder 
Mastzwecken abgibt; 


 6. Mastbetrieb: ein Betrieb, der Ferkel aus Zucht- oder Aufzuchtbetrieben bezieht und diese bis zur 
Schlachtung hält; 


 7. kombinierter Betrieb: ein Betrieb, der sowohl Schweinezucht als auch Schweinemast betreibt; 


 8. Freilandhaltung: Haltung von Schweinen im Freien ohne feste Stallgebäude lediglich mit 
Schutzeinrichtungen; 


 9. Auslaufhaltung: Haltung von Schweinen in Ställen, die über einen Stallinnen- und 
Stallaußenbereich verfügen; 


 10. Biosicherheitsmaßnahmen: alle präventiven Maßnahmen, die der Verminderung des Risikos des 
Eintrages und der Ausbreitung von Krankheitserregern dienen; 


 11. Kompartiment: Gruppe von Betrieben, die bestimmte, rechtlich definierte Haltungsbedingungen 
anwenden; alle Betriebe in einem Mitgliedstaat der EU, die derartige Haltungsbedingungen 
anwenden, können als Kompartiment betrachtet werden; 
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 12. amtlicher Tierarzt/amtliche Tierärztin: Amtstierarzt/Amtstierärztin der zuständigen Behörde oder 
ein/eine vom Landeshauptmann gemäß § 2 Abs. 6 TGG bestellter freiberuflicher 
Tierarzt/bestellte freiberufliche Tierärztin; 


 13. VIS: das gemäß § 8 Tierseuchengesetz (TSG), RGBl. Nr. 177/1909, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 163/2015, eingerichtete elektronische Veterinärregister. 


2. Hauptstück 


Anforderungen an die Schweinehaltung und Biosicherheitsmaßnahmen 


Anforderungen an die Stallhaltung 


§ 3. (1) Sofern Schweine nicht in Freilandhaltung gehalten werden, hat die Haltung den 
Anforderungen des Anhangs 1 zu entsprechen. 


(2) Bei 


 1. Mast- und Aufzuchtbetrieben, die mehr als 30 Mast- oder Aufzuchtplätze haben, 


 2. Zuchtbetrieben, die mehr als fünf Sauenplätze/Eberplatze haben sowie 


 3. kombinierten Betrieben, die entweder mehr als 30 Mast- oder Aufzuchtplätze oder mehr als fünf 
Sauenplätze/Eberplätze haben, 


hat die Haltung neben den Anforderungen gemäß Abs. 1 auch den Anforderungen des Anhangs 2 zu 
entsprechen. 


Anforderungen an Freilandhaltungen und andere besondere Haltungsformen 


§ 4. (1) Freilandhaltungen von Schweinen haben den Anforderungen des Anhangs 3 zu entsprechen. 


(2) Die Haltung von Schweinen, welche 


 1. auf bewirtschafteten Almen mit Käseproduktion zur Verwertung der anfallenden Molke oder 
saisonal in umfriedeten Weiden gemästet werden und 


 2. nach dem Auftrieb zur Verwendung gemäß Z 1 nicht in einen schweinehaltenden Betrieb 
eingebracht werden, 


hat den Anforderungen des Anhangs 4 zu entsprechen. 


(3) Schweine aus Haltungen gemäß Abs. 2 sind nach Ende der Alpung oder saisonalen Haltung der 
direkten Schlachtung in einem Schlachtbetrieb zuzuführen. Sofern eine direkte Verbringung zum 
Schlachtbetrieb nicht möglich ist, dürfen die Tiere ohne Zwischenverkauf – bis zu ihrer direkten 
Verbringung in den Schlachtbetrieb – epidemiologisch getrennt von anderen Schweinen aufgestallt 
werden, wovon der zuständige Amtstierarzt/die zuständige Amtstierärztin im Vorhinein in Kenntnis zu 
setzen ist. 


Genehmigungspflichtige Haltungen 


§ 5. (1) Der Betrieb einer Freilandhaltung bedarf der Genehmigung durch die zuständige 
Bezirksverwaltungsbehörde. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn 


 1. die Anforderungen des Abschnitt I des Anhangs 3 erfüllt sind und 


 2. der Betrieb in einem Gebiet liegt, das zum Zeitpunkt der Genehmigung frei von 
anzeigepflichtigen Tierseuchen, die auf Schweine übertragbar sind, ist. 


In einem Gebiet, das durch Kundmachung der Bundesministerin/des Bundesministers für Gesundheit und 
Frauen in den „Amtlichen Veterinärnachrichten“ als durch – auf Schweine übertragbare – 
anzeigepflichtige Tierseuchen gefährdetes Gebiet ausgewiesen ist, darf die Genehmigung nur dann erteilt 
werden, wenn durch ausreichende Biosicherheitsmaßnahmen mit großer Sicherheit gewährleistet ist, dass 
die Gefahr eines Eintrages der Erreger in den Betrieb abgewandt werden kann. Hiezu kann die Behörde 
zusätzliche Bedingungen und Auflagen entsprechend den veterinärpolizeilichen Anforderungen 
vorschreiben. 


(2) Die Genehmigung ist von der Bezirksverwaltungsbehörde zu widerrufen, wenn 


 1. die Freilandhaltung nicht so betrieben wird, dass die gemäß § 4 vorgesehenen Anforderungen 
erfüllt werden, oder 


 2. der Betrieb in einem Gebiet liegt, das aktuell als durch – auf Schweine übertragbare – 
anzeigepflichtige Tierseuchen gefährdetes Gebiet ausgewiesen ist und keine entsprechenden 
Biosicherheitsmaßnahmen gemäß Abs. 1 zur Verminderung des Risikos der Einschleppung des 
Erregers bestehen. 
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Soweit tierseuchenrechtliche Gründe nicht entgegenstehen, kann die zuständige Behörde im Fall von Z 2 
an Stelle des Widerrufes einer Genehmigung zusätzliche Maßnahmen, die der Abwehr einer Gefahr durch 
auf Schweine übertragbare anzeigepflichtige Tierseuchen dienen, für den Betrieb der Freilandhaltung 
anordnen. 


Betriebseigene Kontrollen und Hygienemaßnahmen 


§ 6. (1) Der Betriebsinhaber/die Betriebsinhaberin hat durch interne Kontrollen und durch 
Hygienemaßnahmen das seuchenhygienische Risiko für die Schweine seines/ihres Bestandes niedrig zu 
halten. 


(2) Der Betriebsinhaber/die Betriebsinhaberin hat sicherzustellen, dass 


 1. sämtliche Ein- und Ausstallungen kontrolliert werden, 


 2. Aufzeichnungen über die verwendeten Transportmittel für Schweine geführt werden und 


 3. bei Verwendung von Eigentransportmitteln eine Reinigung und allenfalls erforderliche 
Desinfektion der Transportmittel durchgeführt wird. 


Die Aufzeichnungen nach Z 2 sind mindestens ein Jahr lang in geordneter Form aufzubewahren. 


Betreuungstierärztinnen und Betreuungstierärzte 


§ 7. (1) Der Betriebsinhaber/die Betriebsinhaberin hat jeden Bestand gemäß § 3 Abs. 2 oder § 4 
Abs. 1 durch eine Tierärztin/einen Tierarzt betreuen zu lassen (tierärztliche Bestandsbetreuung). Der 
Betriebsinhaber/die Betriebsinhaberin hat den Namen und den Berufssitz dieser 
Betreuungstierärztin/dieses Betreuungstierarztes der Bezirksverwaltungsbehörde unverzüglich bekannt zu 
geben. Dabei ist auch eine schriftliche Zustimmungserklärung des benannten Tierarztes/der benannten 
Tierärztin sowie eine Erklärung, dass keine Untersagung im Sinne des Abs. 2 vorliegt, vorzulegen. Die 
Bezirksverwaltungsbehörde kann die Beauftragung des Tierarztes/der Tierärztin für seine/ihre Tätigkeit 
gemäß dieser Verordnung untersagen, wenn Bedenken gemäß Abs. 2 Z 2 oder 3 vorliegen; gleiches gilt 
für eine allfällig erforderliche Vertretung des Betreuungstierarztes/der Betreuungstierärztin. Die 
tierärztliche Bestandsbetreuung kann auch im Rahmen eines TGD-Betreuungsvertrages gemäß 
Tiergesundheitsdienst-Verordnung 2009 (TGD-Verordnung 2009), BGBl. II Nr. 434/2009, erfolgen. 
Diese Meldung kann mit Einverständnis des Tierhalters durch die TGD-Geschäftsstelle erfolgen. 


(2) Die Beauftragung der Tierärztin/des Tierarztes gemäß Abs. 1 ist von der 
Bezirksverwaltungsbehörde zu untersagen, wenn 


 1. die Betreuungstierärztin/der Betreuungstierarzt dauernd nicht in der Lage ist, die ihr bzw. ihm 
gemäß dieser Verordnung obliegenden Pflichten zu erfüllen oder 


 2. die Betreuungstierärztin/der Betreuungstierarzt wegen vorsätzlicher oder grob fahrlässiger 
Übertretung lebensmittel- oder veterinärrechtlicher Bestimmungen öfter als zweimal bestraft 
wurde oder 


 3. sich vorsätzlich oder grob fahrlässig öfter als zweimal in den letzten fünf Jahren nicht an 
vertraglich oder in einschlägigen Rechtsnormen festgelegte Bedingungen über die Durchführung 
der Untersuchungen, Berichtspflichten und Kontrollen gehalten hat und deshalb zweimal 
schriftlich verwarnt wurde. 


(3) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat eine Untersagung dem Betriebsinhaber/der 
Betriebsinhaberin, der genannten Tierärztin/dem genannten Tierarzt und gegebenenfalls dem jeweiligen 
Tiergesundheitsdienst mitzuteilen. Der Betriebsinhaber/die Betriebsinhaberin hat in diesem Fall einen 
anderen Betreuungstierarzt/eine andere Betreuungstierärztin heranzuziehen und hierbei die 
Bestimmungen des Abs. 1 einzuhalten. 


(4) Bei Beständen, die nicht § 3 Abs. 2 oder § 4 Abs. 1 unterliegen, hat der Betriebsinhaber/die 
Betriebsinhaberin für eine tierärztliche Betreuung des Bestandes Sorge zu tragen. 


Tierärztliche Bestandsbetreuung und besondere Untersuchungen 


§ 8. (1) Die Bestandsbetreuung umfasst zumindest 


 1. die tierärztliche Beratung mit dem Ziel, den Gesundheitsstatus des Bestandes aufrechtzuerhalten 
und sofern erforderlich zu verbessern und 


 2. die klinische Untersuchung der Schweine insbesondere auf Anzeichen einer anzeigepflichtigen 
Tierseuche; dies hat bei Beständen, für die § 3 Abs. 2 oder § 4 Abs. 1 gelten, regelmäßig zu 
erfolgen. 


Bei Zuchtbetrieben ist die Dokumentation nach § 9 in die Untersuchung und Beratung einzubeziehen. 


(2) Die Tierärztin/der Tierarzt hat im Bestandsregister 


 1. das Datum der tierärztlichen Untersuchung mit dem Ergebnis, 
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 2. die eingeleiteten weiteren Untersuchungen sowie deren Ergebnisse und 


 3. die durchgeführten Maßnahmen 


nachweislich zu dokumentieren. 


(3) Bei 


 1. gehäuftem Auftreten von Todesfällen von Schweinen in einem Stall oder einer Gruppe, 


 2. gehäuftem Auftreten von Kümmerern, 


 3. gehäuften fieberhaften Erkrankungen mit Körpertemperaturen über 40,5 Grad C in einem Stall 
oder einer Gruppe, 


 4. Todesfällen ungeklärter Ursache bei Schweinen in einem Stall oder einer Gruppe sowie 


 5. erfolgloser höchstens zweimaliger antimikrobieller Behandlung 


hat der Betriebsinhaber/die Betriebsinhaberin unverzüglich eine Tierärztin/einen Tierarzt, bei Beständen 
für die gemäß § 7 Abs. 1 bis 3 eine Betreuungstierärztin/ein Betreuungstierarzt zu beauftragen ist, 
diese/diesen zu verständigen. Diese/dieser hat – sofern sie/er nicht wegen Vorliegens des Verdachts einer 
anzeigepflichtigen Tierseuche eine Anzeige (§ 17 TSG) zu erstatten hat – alle zur Feststellung der 
Ursachen erforderlichen Untersuchungen zu veranlassen. 


Zusätzliche Anforderungen an Zuchtbetriebe und kombinierte Betriebe 


§ 9. Der Betriebsinhaber/die Betriebsinhaberin eines Zuchtbetriebes oder kombinierten Betriebes mit 
mehr als fünf Sauenplätzen oder mehr als 30 Mast- oder Aufzuchtplätzen hat sicherzustellen, dass für 
jede Sau unverzüglich 


 1. Belegungsdatum, 


 2. der Nachweis über den zur Zucht verwendeten Eber oder die Herkunft des verwendeten Samens, 


 3. Umrauschen, 


 4. Aborte, 


 5. Wurfgröße (insgesamt geborene Ferkel je Wurf einschließlich totgeborener Ferkel), 


 6. lebendgeborene Ferkel je Wurf sowie 


 7. aufgezogene Ferkel je Wurf bis zum Absetzen 


dokumentiert werden. 


Amtliche Beaufsichtigung 


§ 10. (1) Betriebe, die dieser Verordnung unterliegen, sind vom amtlichen Tierarzt/der amtlichen 
Tierärztin stichprobenmäßig zu kontrollieren. Zu diesem Zweck ist vom Landeshauptmann ein 
risikobasierter Kontrollplan zu erstellen, der sich dabei auch am Stichprobenplan gemäß § 13 orientieren 
kann. Die Kontrolle hat mindestens Folgendes zu umfassen: 


 1. die genaue Einhaltung der vorgeschriebenen Haltungsanforderungen sowie der Kontrollen und 
Hygienemaßnahmen gemäß § 6 und 


 2. eine vom amtlichen Tierarzt/der amtlichen Tierärztin ohne Ankündigung durchzuführende 
Untersuchung des Gesundheitszustandes sämtlicher Schweine jedes Betriebes sowie des 
Erhaltungszustandes und der Eignung der Gebäude, Räumlichkeiten, Einrichtungen und 
Ausstattungsgegenstände für die jeweilige Produktion unter Einhaltung der sonstigen 
Hygienebedingungen (regelmäßige Veterinärkontrolle); hiebei dürfen auch Proben für 
Laboruntersuchungen entnommen werden. 


(2) Die Kontrollhäufigkeit gemäß Abs. 1 ist unter Berücksichtigung von Art und Größe des 
Betriebes sowie unter Berücksichtigung allfälliger amtlicher Anerkennungen gemäß § 12 und 
durchgeführter Überwachungsmaßnahmen gemäß § 13 zu bemessen; dabei ist auch auf die Anzahl und 
Schwere jener Mängel Bedacht zu nehmen, die bei den vorhergegangenen Kontrollen festgestellt wurden. 
Die Ergebnisse der Kontrollen des Vorjahres sowie der Kontrollplan für das laufende Jahr sind dem 
Bundesministerium für Gesundheit und Frauen vom Landeshauptmann jährlich bis 31. März vorzulegen. 


(3) Der Bericht des Landeshauptmannes gemäß Abs. 2 gilt als übermittelt, wenn alle erforderlichen 
Daten über die Kontrollergebnisse bis längstens 28. Februar des Folgejahres in das VIS eingegeben 
wurden. 


Behördliche Maßnahmen 


§ 11. Die zuständige Bezirksverwaltungsbehörde kann 


 1. bei Feststellung von Mängeln geeignete Anordnungen zur Mängelbehebung erteilen, 
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 2. bei Schweinehaltungen, in denen die Schweine nicht nach den Anforderungen §§ 3 und 4 
gehalten werden oder die nicht nach den Bestimmungen dieser Verordnung kontrolliert wurden, 
das Verbringen von Schweinen aus dem Betrieb beschränken sowie 


 3. für Schweinehaltungen Ausnahmen von den Haltungs- oder Kontrollbedingungen zulassen, wenn 
auf andere Weise sichergestellt ist, dass der Schutzzweck der Verordnung erfüllt wird. 


Amtliche Anerkennung kontrollierter Haltungsbedingungen 


§ 12. (1) Die amtliche Anerkennung eines Betriebes oder eines Kompartiments mit kontrollierten 
Haltungsbedingungen gemäß Art. 8 ff der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 2015/1375 mit 
spezifischen Vorschriften für die amtlichen Fleischuntersuchungen auf Trichinen (ABl. Nr. L 212 vom 
11.8.2015 S. 7) erfolgt durch die Bezirksverwaltungsbehörde mit Bescheid, wenn der Betrieb die 
Bedingungen des Anhanges IV leg. cit. einhält. Im Anerkennungsbescheid ist der Unternehmer auf seine 
Pflichten und insbesondere auf Art. 9 leg. cit. hinzuweisen. 


(2) Die amtliche Anerkennung gemäß Abs. 1 ist durch die Bezirksverwaltungsbehörde mit Bescheid 
zu entziehen, wenn die Voraussetzungen für ihre Erteilung nicht mehr gegeben sind. 


3. Hauptstück 


Überwachung der Tiergesundheit 


Überwachung bestimmter Krankheiten 


§ 13. (1) Schweine, deren Haltung dieser Verordnung unterliegt, sind im Rahmen eines 
Überwachungsprogramms der Bundesministerin/des Bundesministers für Gesundheit und Frauen – nach 
einem von der AGES erstellten und von der Bundesministerin/dem Bundesminister für Gesundheit und 
Frauen genehmigten und in den „Amtlichen Veterinärnachrichten“ veröffentlichten Stichprobenplan – 
einer entsprechenden Untersuchung auf die jeweilige in Anhang 5 genannte Krankheit zu unterziehen. 
Dabei sind die einschlägigen Vorschriften der Europäischen Union zu beachten sowie alle Betriebe eines 
Bundeslandes zu berücksichtigen, wobei auch auf die Anzahl der im jeweiligen Bundesland diesbezüglich 
bereits durchgeführten Untersuchungen Bedacht zu nehmen ist. Betriebe, deren Bestand oder Bestände in 
der Vergangenheit mit den in Anhang 5 genannten Krankheiten infiziert waren, Betriebe mit 
Tierimporten oder Verbringungen innerhalb der Europäischen Union, Betriebe mit starkem Tierverkehr 
und Handel sowie Betriebe, die in einem Gebiet liegen, das durch Kundmachung des Bundesministers/der 
Bundesministerin für Gesundheit und Frauen in den „Amtlichen Veterinärnachrichten“ als durch – auf 
Schweine übertragbare – anzeigepflichtige Tierseuchen gefährdetes Gebiet ausgewiesen ist, sind 
bevorzugt in der Stichprobenplanung vorzusehen. 


(2) Die Durchführung der Untersuchungen ist in Form von Stichprobenkontrollen nach einem von 
der AGES erstellten risikobasierten Stichprobenplan gemäß Abs. 1 vom Landeshauptmann anzuordnen. 
Bei der Organisation der Untersuchungen ist darauf zu achten, dass im Zuge der Probenahme nach 
Möglichkeit auch andere Kontrollen und Untersuchungen auf andere Krankheiten, die mit Verordnungen 
nach dem TGG überwacht werden, durchgeführt werden können. Der Landeshauptmann hat 
sicherzustellen, dass mit den durchgeführten Untersuchungen die Vorgaben des Stichprobenplans erreicht 
werden. 


(3) Die Untersuchungen sind unter Berücksichtigung von allenfalls erforderlichen Maßnahmen zur 
Bekämpfung von Tierseuchen, des Standes der Bekämpfungsverfahren, des Verseuchungsgrades, des 
jeweiligen Standes der Wissenschaft und unter Bedachtnahme auf die einschlägigen Vorschriften der 
Europäischen Union und der OIE festzulegen. 


Probenahme und Rückverfolgbarkeit 


§ 14. (1) Die Daten betreffend die Identität und Rückverfolgbarkeit der genommenen Proben sind 
der AGES zu übermitteln. Dabei müssen die Identität und die Rückverfolgbarkeit der Proben zu den 
Betrieben sowie gegebenenfalls der Gruppen oder Einzeltiere gegeben sein. Diese Forderung ist im Falle 
der ordnungsgemäßen Einsendung über das VIS oder das Schlachthofrückmeldesystem jedenfalls erfüllt. 


(2) Stehen den amtlichen Probenziehern die amtlichen Einsendesysteme VIS oder 
Schlachthofrückmeldesystem funktionell zur Verfügung, so sind die Einsendungen über diese auch zu 
erfassen und an die AGES elektronisch zu übermitteln. 
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4. Hauptstück 


Evaluierungsmaßnahmen, Schluss- und Übergangsbestimmungen 


Biosicherheitskommission 


§ 15. (1) Zur Evaluierung sowie Vorbereitung der Verbesserung und Anpassung der Maßnahmen 
dieser Verordnung wird beim Bundesministerium für Gesundheit und Frauen eine 
Biosicherheitskommission für Schweinegesundheit (Schweinegesundheitskommission – SGK) 
eingerichtet. 


(2) Die SGK besteht aus: 


 1. einer Vertreterin/einem Vertreter des Bundesministeriums für Gesundheit und Frauen als 
Vorsitzende/Vorsitzenden, 


 2. einer Vertreterin/einem Vertreter des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft; 


 3. je zwei Vertreterinnen/ zwei Vertreter der Landwirtschaftskammer Österreichs und der 
Österreichischen Tierärztekammer; 


 4. je einer/eines Vertreterin/Vertreter der AGES und der Veterinärmedizinischen Universität sowie 


 5. einer Vertreterin/einem Vertreter des TGD-Beirates. 


Weiters ist die Landeshauptleutekonferenz berechtigt drei Expertinnen/Experten aus dem Vollzugsbereich 
des Veterinärwesens als Mitglieder zu nennen; die Landwirtschaftskammer Österreichs ist berechtigt vier 
Expertinnen/Experten aus dem Bereich der Schweinehaltung, wobei die verschiedenen 
Produktionsrichtung zu berücksichtigen sind, als Mitglieder namhaft zu machen. 


(3) Für den/die Vorsitzenden/e und jedes Mitglied ist ein Ersatzmitglied zu bestellen. 


(4) Der/die Vorsitzende ist von der Bundesministerin/vom Bundesminister für Gesundheit und 
Frauen zu bestellen und abzuberufen. Die Mitglieder und Ersatzmitglieder gemäß Abs. 2 Z 2 bis Z 4 
sowie die Experten/innen der Länder und der Landwirtschaftskammer Österreichs sind von den jeweils 
entsendungs- oder nennungsberechtigten Stellen bekanntzugeben und von der Bundesministerin/vom 
Bundesminister für Gesundheit und Frauen im Einvernehmen mit diesen Stellen zu bestellen und 
abzuberufen. 


(5) Der Wirkungsbereich der SGK umfasst: 


 1. Erstellung von Vorschlägen für und Evaluierung von Leitlinien, Handbüchern und Checklisten 
zur Umsetzung und Kontrolle der Biosicherheitsmaßnahmen; 


 2. Ausarbeitung von Vorschlägen zur Verbesserung der Hygiene und anderer 
Tiergesundheitsmaßnahmen in der Schweinehaltung sowie 


 3. Ausarbeitung von Vorschlägen zur Änderung dieser Verordnung auf Grund von 
Vollzugserfahrungen. 


(6) Die SGK ist bei Anwesenheit von zwei Drittel der Mitglieder beschlussfähig. Eine 
Angelegenheit gilt als beschlossen, wenn mehr als die Hälfte der anwesenden Mitglieder zustimmt. 


(7) Die Bundesministerin/der Bundesminister für Gesundheit und Frauen kann von der SGK 
beschlossene Vorschläge, denen die/der Vorsitzende und die vom Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft entsendeten Mitglieder zugestimmt haben, in den 
„Amtlichen Veterinärnachrichten“ als allgemein verbindliche Anordnung veröffentlichen. 


Übergangsregelungen 


§ 16. (1) Bis zum 1. Jänner 2025 sind am 31. Dezember 2016 bestehende Betriebe nicht verpflichtet, 
die Bedingungen des Anhangs 2 zu erfüllen, sofern dadurch Nachrüstungen der betrieblichen 
Einrichtungen durch bauliche Maßnahmen erforderlich werden. Sonstige Anforderungen des Anhangs 2 
müssen am 31. Dezember 2016 bestehende Betriebe längstens bis 1. Jänner 2020 zu erfüllen. 


(2) Betriebsinhaber/-inhaberinnen von am 31. Dezember 2016 bestehenden Betrieben, welche nach 
§ 7 dieser Verordnung einen Betreuungstierarzt/eine Betreuungstierärztin zu bestellen haben, haben diese 
ehest möglich zu beauftragen und den Namen bis längstens 31. März 2017 bei der 
Bezirksverwaltungsbehörde zu melden. 


(3) Am 31. Dezember 2016 bestehende Freilandhaltungen gelten vorläufig als genehmigt. Die 
vorläufige Genehmigung erlischt, wenn nicht bis zum 31. Dezember 2017 die Erteilung der endgültigen 
Genehmigung nach § 5 Abs. 1 beantragt wird oder, im Falle rechtzeitiger Antragstellung, mit Eintritt der 
Rechtskraft der Entscheidung über den Antrag. 







 Bundesrecht konsolidiert 


www.ris.bka.gv.at Seite 7 von 11 


Inkrafttreten, Außerkrafttreten 


§ 17. (1) Diese Verordnung – ausgenommen §§ 13 und 14 – tritt mit 1. Jänner 2017 in Kraft. 


(2) §§ 13 und 14 treten mit 1. Jänner 2018 in Kraft. 


Anhang 1 


Allgemeine Anforderungen an Schweinehaltungen 


Abschnitt I 


Bauliche Voraussetzungen 


1. Der Stall sowie die dazugehörenden Nebenräume müssen sich in einem guten baulichen 
Allgemeinzustand befinden. 


2. Die Ein- und Ausgänge müssen gegen unbefugten Zutritt oder unbefugtes Befahren gesichert werden 
können. 


3. Der Stall muss durch ein Schild mit der Aufschrift „Für Unbefugte Betreten verboten – wertvoller 
Schweinebestand“ oder eine sinngemäße Formulierung kenntlich gemacht werden. 


4. Der Stall muss so eingerichtet sein, dass Schweine nicht entweichen können. 


5. Auslaufhaltungen müssen so eingefriedet werden, dass sowohl ein Entweichen der Schweine als auch 
ein Eindringen sowie ein direkter Kontakt von Haus- und Wildschweinen unterbunden wird. Sie müssen 
durch ein Schild „Wertvoller Schweinebestand – unbefugtes Betreten und Füttern verboten“ oder eine 
sinngemäße Formulierung kenntlich gemacht werden. 


6. Der Stall sowie die dazugehörigen Nebenräume und Einrichtungen müssen sich in einem Zustand 
befinden, der eine ordnungsgemäße Reinigung sowie eine Desinfektion und Schadnagerbekämpfung 
ermöglicht. 


Abschnitt II 


Anforderungen an den Betrieb 


1. Der Stall und der sonstige Aufenthaltsort der Schweine bei Auslaufhaltung darf von betriebsfremden 
Personen nur in Abstimmung mit dem Tierhalter betreten werden. 


2. Stall und Nebenräume müssen jederzeit ausreichend hell beleuchtet werden können. 


3. Im Stall oder in den dazugehörigen Nebenräumen müssen sich ein Wasserabfluss sowie Einrichtungen, 
an denen Schuhwerk gereinigt und desinfiziert werden kann, befinden. 


Anhang 2 


Zusätzliche Anforderungen an Schweinehaltungen gemäß § 3 Abs. 2 


Abschnitt I 


Bauliche Voraussetzungen 


Der Betrieb muss 


1. über eine stallnahe Möglichkeit zum Umkleiden verfügen, welche aus mindestens folgenden 
Einrichtungen bestehen muss: 


 a) Handwaschbecken, 


 b) Wasseranschluss mit Abfluss, 


 c) Vorrichtung zur getrennten Aufbewahrung von abgelegter Straßenkleidung und stalleigener 
Schutzkleidung, einschließlich von Schuhwerk; 


2. über eine stallnahe Möglichkeit zur Reinigung und Desinfektion des Schuhwerks verfügen; 


3. über Räume oder Behälter zur Lagerung von Futter verfügen; 


4. sicherstellen, dass geeignete Einrichtungen zum Verladen der Schweine und zur Reinigung und 
Desinfektion von Transportfahrzeugen zur Verfügung stehen (diese Einrichtungen können 
Verladerampen, mobile Aufstiegshilfen, Hebebühnen und ähnliches sein); 
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5. über geeignete Möglichkeiten zur ordnungsgemäßen Aufbewahrung verendeter, getöteter oder 
totgeborener Schweine verfügen. Diese müssen gegen unbefugten Zugriff, gegen das Eindringen von 
Schadnagern, Haus- und Wildtieren gesichert, sowie leicht zu reinigen und zu desinfizieren sein. 
Geschlossene Behälter oder die sonstige geeignete Einrichtung zur Aufbewahrung verendeter Schweine 
sind zur Abholung durch die Fahrzeuge des Verarbeitungsbetriebes für Material der Kategorie 1 oder 2 
im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 mit Hygienevorschriften für nicht für den menschlichen 
Verzehr bestimmte tierische Nebenprodukte und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 
(ABl. Nr. L 300 vom 14.11.2009 S. 1) so aufzustellen, dass sie von diesen möglichst ohne Befahren der 
potentiellen Risikobereiche des Betriebes entleert werden können; 


6. über Möglichkeiten zur Lagerung von Dung und flüssigen Abgängen mit einer Lagerkapazität 
ausreichend für acht Wochen verfügen; 


7. in Abhängigkeit von der Betriebsgröße und Betriebsorganisation über einen ausreichend großen 
Isolierstall verfügen, der – sofern nicht Abschnitt IV Z 1 Anwendung findet – zumindest die 
Absonderung von erkrankten Einzeltieren ermöglicht; 


8. sicherstellen, dass Schutzkleidung, Gerätschaften und sonstige im Isolierstall benutzte Gegenstände in 
anderen Abteilen nicht verwendet werden. Dies gilt nicht für Großgeräte zur Reinigung und Desinfektion. 
Diese Geräte dürfen in anderen Betrieben nur dann verwendet werden, wenn sie vor dem Verbringen 
gereinigt und desinfiziert worden sind. 
 


Abschnitt II 


Betriebsablauf 


Der Betriebsinhaber bzw. die Betriebsinhaberin hat sicherzustellen, dass 


1. der Stall von betriebsfremden Personen nur mit Einwegkleidung oder betriebseigener Schutzkleidung 
betreten wird und diese Personen die Schutzkleidung nach Verlassen der Ställe ablegen, 


2. im Betrieb jederzeit ausreichend Einwegkleidung oder betriebseigene und gereinigte Schutzkleidung 
zur Verfügung steht, 


3. Futter und Einstreu am Betrieb vor Wildschweinen geschützt gelagert werden kann und 


4. über die Eintragung in das nach der Tierkennzeichnungsverordnung erforderliche Bestandsregister 
hinaus in eine sonstige Bestandsdokumentation unverzüglich die Zahl der täglichen Todesfälle, bei 
Saugferkeln die Zahl der Saugferkelverluste je Wurf, die Zahl der Aborte und Totgeburten eingetragen 
werden. 
 


Abschnitt III 


Reinigung und Desinfektion 


1. Nach jeder Einstallung oder Ausstallung von Schweinen sind die dazu eingesetzten Gerätschaften und 
der Verladeplatz zu reinigen. Zwischen der Ausstallung und der Wiederbelegung ist der freigewordene 
Stall einschließlich der vorhandenen Einrichtungen und Gegenstände zu reinigen. 


2. Betriebseigene Fahrzeuge sind unmittelbar nach Abschluss von Tiertransporten vollständig zu reinigen. 


3. Fahrzeuge, Maschinen und sonstige Gerätschaften, die unmittelbar in der Schweinehaltung von 
verschiedenen Betrieben gemeinsam benutzt werden, sind jeweils im abgebenden Betrieb zu reinigen und 
zu desinfizieren, bevor sie in einem anderen Betrieb eingesetzt werden. 


4. Der Betriebsinhaber bzw. die Betriebsinhaberin hat sicherzustellen, dass 


 a) im Anlassfall, jedoch mindestens einmal jährlich eine planmäßige und wirkungsvolle 
Schadnagerbekämpfung durchgeführt wird, 


 b) der Raum, der Behälter oder die sonstigen Einrichtungen zur Aufbewahrung verendeter 
Schweine nach jeder Entleerung umgehend gereinigt werden, 


 c) Schutzkleidung, sofern es sich nicht um Einwegschutzkleidung handelt, und Schuhwerk 
regelmäßig in kurzen Abständen gereinigt werden; sofern es sich um Einwegschutzkleidung 
handelt, muss diese nach Gebrauch unschädlich entsorgt werden. 


5. Erforderlichenfalls sind geeignete Desinfektionsmaßnahmen im Anschluss an eine Reinigung 
durchzuführen. 
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6. Die Ställe und eingesetzten Gerätschaften sind in regelmäßigen Abständen zu desinfizieren. 
 


Abschnitt IV 


Isolierung und Transport 


1. Zuchtschweine, die in einen Betrieb eingestellt werden, müssen mindestens drei Wochen lang im 
Isolierstall des einstellenden Betriebes gehalten werden. Werden während dieser Zeit weitere Schweine in 
den Isolierstall eingestellt, so verlängert sich diese Zeit für alle Tiere so lange, bis das zuletzt eingestellte 
Tier mindestens drei Wochen lang im Isolierstall gehalten wurde. Aus dem Isolierstall dürfen Tiere nur 
verbracht werden, 


 a) wenn alle Tiere frei sind von Krankheitsanzeichen, die auf eine anzeigepflichtige Tierseuche 
hindeuten, 


 b) zu diagnostischen Zwecken oder 


 c) zur Tötung und zur unschädlichen Beseitigung. 


2. Beim Verbringen oder Einstellen von Schweinen ist von den beteiligten Betriebsinhabern bzw. 
Betriebsinhaberinnen oder den beteiligten Viehhändlern bzw. -händlerinnen oder Viehtransporteuren 
sicherzustellen, dass 


 a) die Tiere nur mit zuvor gereinigten und erforderlichenfalls desinfizierten Fahrzeugen 
transportiert werden, bei Sammeltransporten – einschließlich Verbringungen zum Schlachthof – 
die Reinigung und allfällige Desinfektion vor der ersten Beladung erfolgt; 


 b) bereits auf das Transportfahrzeug verladene Tiere nicht in den Stall zurücklaufen können. 


Anhang 3 


Allgemeine Anforderungen an Freilandhaltungen 


Abschnitt I 
 


Bauliche Voraussetzungen/Betriebsorganisation 
 


1. Bei Freilandhaltung 


a) muss diese doppelt eingefriedet werden, so dass sie nur durch Ein- und Ausgänge befahren oder 
betreten werden kann, 


b) müssen die Ein- und Ausgänge gegen unbefugten Zutritt oder unbefugtes Befahren gesichert sein, 


c) muss der Betrieb durch ein Schild „Schweinebestand – Füttern und unbefugtes Betreten verboten“ oder 
eine sinngemäß Formulierung kenntlich gemacht werden, 


d) muss der Betrieb über ausreichende geeignete Möglichkeiten zur Absonderung aus 
tierseuchenrechtlichen Gründen der in der Freilandhaltung vorhandenen Schweine, die in einem 
schriftlich vorliegenden Notfallsplan dargestellt ist, verfügen, 


e) über einen im Eingangsbereich des Betriebes liegenden Umkleideraum oder -container verfügen. 


Der Umkleideraum oder Container muss mindestens über folgende Einrichtungen verfügen: 


 i) Handwaschmöglichkeit, 


 ii) Wasserbehälter zur Reinigung von Schuhen oder Stiefeln, 


 iii) Desinfektionswanne oder vergleichbare Einrichtung zur allfälligen Desinfektion von Schuhwerk, 


 iv) Vorrichtung zur getrennten Aufbewahrung von abgelegter Straßenkleidung und stalleigener 
Arbeits- und Schutzkleidung einschließlich des Schuhwerks. 


f) muss der Betrieb über Vorrichtungen verfügen, die eine Reinigung und Desinfektion des Schuhwerks, 
der Schutzeinrichtungen und der Räder von Fahrzeugen ermöglichen; die Vorrichtungen zur Reinigung 
und Desinfektion müssen jederzeit einsatzbereit sein und leicht zugänglich im Betrieb lagern. 


2. Der Betriebsinhaber bzw. die Betriebsinhaberin hat sicherzustellen, dass die Freilandhaltung von 
betriebsfremden Personen nur in Abstimmung mit dem Betriebsinhaber bzw. der Betriebsinhaberin und 
nur mit betriebseigener Schutzkleidung oder Einwegkleidung betreten wird, die nach dem Verlassen 
gemäß Abschnitt III Z 4 lit. b gereinigt oder unschädlich entsorgt wird. 
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3. Der Betrieb muss 


a) über eine Möglichkeit zum Umkleiden verfügen, 


b) über Räume oder Behälter zur Lagerung von Futter verfügen, 


c) mindestens über einen geschlossenen Behälter oder eine sonstige geeignete Einrichtung zur 
ordnungsgemäßen Aufbewahrung verendeter Schweine verfügen; diese müssen gegen unbefugten 
Zugriff, gegen das Eindringen von Schadnagern und das Auslaufen von Flüssigkeiten gesichert sowie 
leicht zu reinigen und zu desinfizieren sein. 


Geschlossene Behälter zur Aufbewahrung verendeter Schweine sind zur Abholung durch die Fahrzeuge 
des Verarbeitungsbetriebes für Material der Kategorie 1 oder 2 im Sinne der Verordnung (EG) 
Nr. 1069/2009 mit Hygienevorschriften für nicht für den menschlichen Verzehr bestimmte tierische 
Nebenprodukte und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 (ABl. Nr. L 300 vom 
14.11.2009 S. 1) so aufzustellen, dass sie von diesen möglichst ohne Befahren des Betriebsgeländes 
entladen werden können. 
 


Abschnitt II 


Betriebsablauf 


Der Betriebsinhaber bzw. die Betriebsinhaberin hat sicherzustellen, dass 


1. Schweine in der Freilandhaltung keinen Kontakt zu Schweinen anderer Betriebe oder zu 
Wildschweinen bekommen können, 


2. Futter und Einstreu vor Wildschweinen sicher geschützt gelagert werden, 


3. in das Bestandsregister oder in eine sonstige Bestandsdokumentation zusätzlich unverzüglich die Zahl 
der täglichen Todesfälle, bei Saugferkeln die Zahl der Saugferkelverluste je Wurf, die Zahl der Aborte 
und Totgeburten eingetragen werden. 


Abschnitt III 


Reinigung und Desinfektion 


1. Nach jedem Einstellen in die oder Verbringen aus der Freilandhaltung sind die dazu eingesetzten 
Gerätschaften zu reinigen und zu desinfizieren. 


2. Betriebseigene Fahrzeuge sind unmittelbar nach Abschluss von Tiertransporten vollständig auf einem 
befestigten Platz zu reinigen. 


3. Fahrzeuge, Maschinen und sonstige Gerätschaften, die unmittelbar in der Schweinehaltung von 
verschiedenen Betrieben gemeinsam benutzt werden, sind jeweils im abgebenden Betrieb zu reinigen und 
zu desinfizieren, bevor sie in einem anderen Betrieb eingesetzt werden. 


4. Der Betriebsinhaber bzw. die Betriebsinhaberin hat sicherzustellen, dass 


a) Behälter oder sonstige geeignete Einrichtungen zur Aufbewahrung verendeter Schweine nach jeder 


Entleerung umgehend gereinigt und desinfiziert werden und 


b) Schutzkleidung, sofern es sich nicht um Einwegschutzkleidung handelt, regelmäßig in kurzen 
Abständen gereinigt wird; sofern es sich um Einwegschutzkleidung handelt, muss diese nach Gebrauch 
unschädlich entsorgt werden. 


c) Einstreu sicher vor Wildschweinen geschützt gelagert wird. 


5. Im Rahmen der Reinigung und Desinfektion anfallende Flüssigkeiten sind schadlos zu entsorgen. 
 


Abschnitt IV 


Isolierung und Transport 


1. Schweine, die in einen Betrieb eingestellt werden sollen, müssen mindestens drei Wochen lang 
abgesondert gehalten werden. Werden während dieser Zeit weitere Schweine eingestellt, so verlängert 
sich diese Zeit für alle Tiere so lange, bis das zuletzt eingestellte Tier mindestens drei Wochen lang 
abgesondert gehalten wurde. Tiere dürfen nur verbracht werden, 
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a) wenn alle Tiere frei sind von Krankheitsanzeichen, die auf eine anzeigepflichtige Tierseuche 
hindeuten, 


b) zu diagnostischen Zwecken oder 


c) zur Tötung und zur unschädlichen Beseitigung. 


Abweichend von Z 1 kann eine Absonderung im Zulieferbetrieb durchgeführt werden, wenn der 
anschließende Transport zum Empfängerbetrieb auf direktem Wege und ohne Kontakt zu Schweinen 
anderer Herkunft in zuvor gereinigten und desinfizierten Fahrzeugen erfolgt. 


2. Beim Verbringen oder Einstellen von Schweinen ist von den beteiligten Tierbesitzern sicherzustellen, 
dass 


a) Tiere nur mit zuvor gereinigten und erforderlichenfalls desinfizierten Fahrzeugen transportiert werden, 


b) bereits auf das Transportfahrzeug verladene Tiere nicht in die Freilandhaltung zurücklaufen können. 


Anhang 4 


Anforderungen an besondere Haltungsformen 


1. Der Stall sowie die dazugehörenden Nebenräume müssen sich in einem guten baulichen 
Allgemeinzustand befinden. 


2. Die Ein- und Ausgänge müssen gegen unbefugten Zutritt oder unbefugtes Befahren gesichert sein 


3. Der Stall muss durch ein Schild „Für Unbefugte Betreten verboten – wertvoller Schweinebestand“ oder 
eine sinngemäße Formulierung kenntlich gemacht werden. 


4. Der Stall muss so eingerichtet sein, dass Schweine nicht entweichen können. 


5. Der Stall sowie die dazugehörigen Nebenräume und Einrichtungen gemäß Z 1 müssen sich in einem 
Zustand befinden, der eine ordnungsgemäße Reinigung sowie eine Desinfektion und 
Schadnagerbekämpfung nach Ende der saisonalen Haltung ermöglicht. 


6. Die Auslauffläche im Freiland muss so eingefriedet sein, dass die Tiere die Alm oder Weidefläche 
nicht verlassen können und unbefugtes Füttern und Betreten hintangehalten wird. 


Anhang 5 


Überwachungspflichtige Krankheiten 


Klassische Schweinepest 


Afrikanische Schweinepest 


Aujeszky´sche Krankheit 


Brucella suis 
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Zone 


Maßnahme Vorteile Nachteile Kommentare 
K G P 


   Vorrübergehende Jagd- 


ruhe für alle Tierarten 


• Zeit für Ermittlungen, Biosicherheit 


• Tiere in der Kernzone halten, Ausbreitung 


der ASP verhindern, durchseuchen lassen 


• Zeit um Biosicherheitsmaßnahmen ein- 


zurichten 


• Andere Tierarten müssen u.U. zur Er- 


füllung der Abschusspläne gejagt wer- 


den 


• Steht im Gegensatz zur intensiven 


Fallwildsuche 


Abhängig vom Zeitraum / 


Jahreszeit / Jagdzeit; zu- 


nächst 21 Tage (von der 


Infektionsbiologie abge- 


leitet), Jagd generell ge- 


nehmigungs-pflichtig, we- 


niger restriktiv für Einzel- 


ansitz 


   Betretungsverbot für 


Publikum 


Kein Holzeinschlag, ggf. 


eingeschränkte landwirt- 


schaftliche Aktivität 


• Keine Störung der Tiere 


• Keine Störung der Suche nach verende- ten 


Wildschweinen 


• Nicht einfach durchsetzbar (Jogger, 


Spaziergänger, Forstwirtschaft, Land- 


wirtschaft) 


Aufklärungsarbeit in der 


Bevölkerung 


   Kurzfristig, umfangrei- che 


intensive Fallwildsu- che 


mit Untersuchung und 


Entsorgung aller Stücke 


• Kadaver (und damit Infektionsquelle) 


werden entfernt 


• Bestimmung des ASP-betroffenen Ge- 


bietes (Hauptzweck dieser Suche) 


• Beunruhigung des Wildes und evtl. 


Ausbreitung der Seuche 


• Gefahr der Verschleppung der ASP 


• Sehr viele Personen nötig 


Unverzichtbare Grundlage 


für weitere Maßnahmen, 


(vermutlich nur 1-2 Wo- 


chen) 


   Intensive Fallwildsuche 


mit Hunden 


• Hunde können (nach Training) die Kada- ver 


finden; Kadaver (und damit Infekti- 


onsquelle) werden entfernt 


• Ausbildung der Hunde kostet viel Zeit 


und Geld, evtl. nicht gebraucht 


• Hunde können pro Tag nur eine be- 


grenzte Zeit eingesetzt werden 


• Hunde ggf. als mechanischer Vektor der 


ASP, da direkter Kontakt mit dem 


Wildschwein (Hunde müssten gewa- 
schen werden, normales Hundesham- 
poo ausreichend) 


Möglichst mit dem JGHV 


abklären; nach Auskunft des 


Gebrauchshunde-ver- band 


kein geeignetes Mit- tel 


   Vorübergehende Umzäu- 


nung (Kombination aus 


• Versuch, Wildschweine zumindest kurz- 


fristig im Gebiet zu halten, um die 


Durchseuchung zu ermöglichen 


• Bei Flucht ist es unwahrscheinlich, dass 


Wildschweine durch Zäune aufge- halten 


werden 


• Logistik bzgl. Straßen im Gebiet 


Erfahrung aus CZE abwar- 


ten 







Zone 


Maßnahme Vorteile Nachteile Kommentare 
K G P 


   Wildschutzzaun in Ver- 


bindung mit Elektrozaun 


und Duftstoffen) 


• Versuch, kranke Wildschweine im Ge- 


biet zu halten 


  


   Aktive Fütterung (aktiv 


mit viel Futter, oder 


Feldfrüchte: stehen las- 


sen, wenn vorhanden) 


• Tiere in der Kernzone halten, Ausbrei- 


tung verhindern 


• Evtl. Anziehen weiterer Wildschweine aus 


der Umgebung 


Funktioniert nicht in Jah- 


reszeiten mit Nahrungs- 


überangebot 


   Verschiebung des Abern- 


tens von Feldfrüchten 


(Mais/Getreide) 


• Zugang für die intensive Jagd 


• Anlocken von Schweinen aus der Kern- 


zone und dem restlichen gefährdeten 
Bezirk (erhöhtes Futterangebot) 


• Evtl. werden die Wildschweine damit in 


die Kernzone gelockt 


• Entschädigung für Landwirte nötig 


 


   Fallwildsuche (beson- ders 


an Prädilektions- stellen: 


Sümpfe, Wasser- läufe …) 


• Entfernen der Kadaver und damit der 


Infektionsquelle 


• Evtl. auch Beunruhigung der Tiere und 


Bejagung 


• Im Rahmen der Jagdausübung möglich 


• Personalaufwand, Logistik 


• Störung bei zu intensiver Suche an 


Suhlen, Einständen etc. 


Annahme, dass kranke 


Tiere Fieber haben und 


Wasser aufsuchen 


   Entsorgung von Tierkör- 


pern, Knochen und an- 


deren Überresten von 


allen toten Wildschwei- 


nen (Kerngebiet), bzw. 


von positiven Wild- 


schweinen im gefährde- 


ten Bezirk 


• Entfernung möglicher Infektionsquellen 


• Entsorgung in gesonderte Kadaverton- 


nen (Sammelstelle) 


• Aufwändige Logistik 


• Kapazität 


• Im gefährdeten Bezirk: Zeitfaktor (ggf. 


Tierkörper mit Flatterband ab- sperren, 


vergrämen) 


• (Seuchenverschleppung, deshalb auf 


Biosicherheitsmaßnahmen achten) 


Fallwild gehört zur Natur, 


negative Körper sollten im 


Gebiet verbleiben, au- ßer 


im Kerngebiet 


   Revierübergreifende 


Drückjagd auf Wild- 


schweine 


• Gezielte Beunruhigung und Bejagung, 


damit Reduzierung der Schwarzwildpo- 


pulation 


• Gefahr der Seuchenverschleppung aus 


der Kernzone heraus 


• Schwarzwild lässt sich nicht in eine 


gezielte Richtung drücken, sondern 


nur beunruhigen 


Landes- und Staatsjäger 


(Forstbeamte der Bundes- 


und Landesforsten) zu- 


sammen mit privater Jä- 


gerschaft 







Zone 


Maßnahme Vorteile Nachteile Kommentare 
K G P 


     • Muss revierübergreifend erfolgen, Ab- 


sprachen sind notwendig 


• Zur Zeit nicht durchsetzbar (Jagd- 


recht) 


Nach EFSA Modellen 


müsste Reduktion um 


>70 % erreicht werden; 


zusätzliche Problematik: 


Gesamt-population unbe- 


kannt. 


   Einsatz von Hubschrau- 


bern 


• Aufspüren von Rotten in unwegsamen 


Gebieten (z.B. Schilfgürtel) , Charakte- 


risierung der Population 


• Aufspüren von verendeten Wildschwei- 
nen 


• Kosten 


• Starke Beunruhigung des Wildes, un- 


kontrollierte Flucht 


 


   Einsatz von Drohnen • Aufspüren von Kadavern (z.B. in Mais- 


schlägen oder Schilfgürteln) 


• Aufspüren von Rotten in großen Schlä- 


gen, die nicht einsehbar sind 


• Kosten 


• Sachkenntnisse notwendig 


• Nur im offenen Feld 
• Wald sehr problematisch 


 


   Einsatz von Wärmebild- 


kameras 


• Aufspüren von Rotten 


• Charakterisierung der Population 


• Gezielte Bejagung (nach Risikoabwä- 


gung) 


• Waren bei KSP für die risikoorientierte 


Beprobung nicht ohne Weiteres ziel- 


führend 


• Witterungsabhängigkeit (Schwierigkei- 
ten u.U. im Hochsommer und im Win- ter) 


Evtl. in Verbindung mit 


Drohnen 


   Wildkameras installieren • Auskunft über grobe Anzahl der Tiere im 


Gebiet 


• Evtl. Auskunft über Krankheitsverlauf, 


wenn an Fütterungen oder Suhlen in- 
stalliert 


• Sehr viele Kameras nötig, da eine Ka- 


mera nur bis zu max. 25 m und ca. 50° 


Winkel funktioniert 


Ggf. an bekannten Wech- 


seln aufstellen 


   Jagdliche Regelungen 


außer Kraft setzen (z.B. 


Schonzeiten, Nachtziel- 


geräte, Schalldämpfer; 


Schutzgebiete) 


• Reduktion der Wildschweinepopulation • Rechtliche Bestimmungen (Jagdrecht, 


evtl. auch Tierschutzrecht) müssen 


zugunsten der Tierseuchenbekämp- fung 


angepasst werden 


Die ASP verursacht erheb- 


liches Leiden bei den Tie- 


ren und bedroht die Po- 


pulationen der empfängli- 


chen Tiere; massive 


wirtschaftliche Schäden 







Zone 


Maßnahme Vorteile Nachteile Kommentare 
K G P 


   Bejagung von befriede- 


ten Gebieten, Natur- 


schutzgebieten, große 


Parkanlagen 


• Rückzugsgebiete verhindern 


• Reduktion der Wildschweinepopulation 


• Schwer umsetzbar Rechtliche Prüfung erfor- 


derlich 


   Anwendung der Tier- fund-


App für Wild- schweine 


und Beprobung 


• Bessere und schnellere Dokumentation 


• Rückmeldung an den Probennehmer 


 Probennehmen nur durch 


Jäger, bzw. Veterinärbe- 


hörde 


   Fundprämien für tot auf- 


gefundene Wildschweine 


• Erhöht die Wahrscheinlichkeit, dass tot 


aufgefundene Wildschweine gemeldet, 
auf ASP getestet und Kadaver ggf. ent- 
fernt werden 


• Kosten, Administration 


• Möglichkeit des Missbrauchs 


Prämien an Jäger (be- 


kannter Personenkreis), 


Bsp. Tschechien 


   Einsatz von Gift (z.B. Pi- 


gout Bait in Australien 


angewandt) in unzu- 


gänglichen Stellen 


• Populationsreduzierung, insbesondere an 


unzugängliche Stellen (Sumpf, 


Schilfgebiet) an denen nicht gejagt 


werden kann 


• Kommunikation, Öffentlichkeitsarbeit 


nötig 


• Tierschutz/Ethik/Artenschutz 


• Generelles Verbot im Bundes-Jagdge- 


setz 


• Andere Tierarten und ggf. auch Men- 


schen können durch das Gift gefähr- 
det werden 


 


   Besendern einzelner Tiere 


(z.B. Frischlinge in einer 


Falle) 


• Die besenderten Tiere können zur Rotte 


führen um dadurch einen Abschuss zu 


ermöglichen und dadurch Populations- 


reduzierung 


• Beurteilung der Rottenmobilität 


• Dauer 


• Kosten 


• Personalbedarf 


• Logistik 


 


   Ansitzjagd auf andere 


Wildarten zulassen 


• Erfüllung der Abschusspläne • u.U. Beunruhigung des Schwarzwildes  


   Ansitzjagd auf Wild- 


schweine 


• Unterstützende Maßnahme zur Popula- 


tionsreduzierung 


• Als alleinige Maßnahme nicht ausrei- 


chend 


• Personalbedarf an Jägern 


 







Zone 


Maßnahme Vorteile Nachteile Kommentare 
K G P 


   Jagd auf Frischlinge und 


Überläufer 


• Erhöhung des Abschusses • Gestreifte Frischlinge jagdlich nicht 


attraktiv , hier Prämienzahlung oder 


Übernahme der Trichinengebühr 


• Jagdethik 


 


   Jagd auf adulte Bachen, 


„Leitbachen“ und Keiler 


• Populationsreduzierung 


• Rotte ist nach Abschuss der Leitbache 


führungslos; das kann dazu führen, dass sie 


sich unvorsichtiger verhalten, und dadurch 


leichter bejagt werden können (muss vor 


Ort angepasst werden) 


• Abschuss nachgeordneter Bachen in grö- 


ßeren Rottenverbänden kann zielfüh- 


render sein 


• Rotte ist nach Abschuss der Leitbache 


führungslos, kann dazu führen, dass sie 


ausschwärmen und die Seuche 


weiterverschleppen 


• Straftatbestand Abschuss einer füh- 


renden Bache 


Keine wissenschaftliche 


Evidenz für oder gegen die 


eine oder andere Hy- 


pothese. 


Bachenabschuss entkrimi- 


nalisieren oder durch 


‚vorsätzlicher oder fahr- 


lässiger Abschuss’ oder 


‚außer wenn zur Bekämp- 


fung einer Tierseuche er- 


forderlich’ ergänzen 


   Sauenfänge, Frischlings- 


fänge, Großfallen 


• Populationsreduzierung 


• Es werden mehrere Tiere gleichzeitig 


gefangen, evtl. führende Bachen mit ih- ren 


Frischlingen 


• Möglichkeit der Besenderung (siehe 


oben) 


• Frischlingsfänge sind zu bevorzugen, zwei 


Frischlinge sollten der Bache be- 
lassen werden, um ein Nachrauschen zu 
unterbinden 


• Zeitfaktor (Anlernen, Aufstellen, An- 


füttern) 


• Begrenzte Zahl von Fallen 


• Erhebliche Sachkenntnis nötig 


• Tierschutz beim Töten zu beachten 


• Abfangen/Schießen der Tiere in 


Saufänge unter Tierschutzaspekten 


u.U. problematisch 


Fragen sind z.B. wie wird 


ausgelöst, 


   Anlegen von Jagdschnei- 


sen in großen Ackerflä- 


chen 


Vorzeitige Ernte 


• Gezielte Bejagung möglich 


• Damit Populationsreduzierung 


• Entschädigung der Landwirte nötig Letzte Änderung der Ag- 


rarzahlungen-Verpflich- 


tungen-VO vom 09.März 


2017 bundesweit umset- 


zen. Dann können in allen 


Kulturen (Getreide, Raps, 


Mais) unkompliziert zu 







 


 


 


Zone 


Maßnahme Vorteile Nachteile Kommentare 
K G P 


   Gezielt andere Kulturen 


anbauen 


  Beginn der Aussaat Blüh- 


und Bejagungsschneisen 


angelegt werden. 


   Erlassen der Trichinen- 


gebühr (insbesondere für 


Frischlinge) und evtl. 


anderer Gebühren 


• Anreiz zum Frischlingsabschuss • Problem Gesetzeslage (?) 


• (Kostenfrage ist zu klären) 


Muss in den einzelnen 


Ländern geregelt werden; 


teilweise bereits umge- setzt 


   Aufkaufen von erlegten 


Wildschweinen 


• Ersatz für eingeschränkte Vermark- 


tungsmöglichkeiten 


• Interesse der Jäger bleibt erhalten 


• Kosten, Administration  


   Prämienzahlung für 


Frischlinge 


• Populationsreduzierung • Kosten, Administration Ggf. an Tschechien orien- 


tieren 


 


 








 


 


 


Afrikanische Schweinepest 


 


Maßnahmen im gefährdeten Bezirk 


� Generelle Jagdruhe für ca. 21 Tage (Stand Still). Die Jagdruhe hat zwei 


Hintergründe: 1. Das versprengen infizierter Tiere zu vermeiden; 2. 


Zeitgewinn für die Strategiefestlegung sowie für die Einrichtung der 


notwendigen Infrastruktur (Sammelstellen, Biosicherheit, etc.). 


� Beobachtende Ansitze und intensive Fallwildsuche (tote Wildschweine), 


ggf. Nutzung der Wildbeunruhigung für jagdliche Maßnahmen. Die 


Fallwildsuche ist die wichtigste Maßnahme, um das Ausmaß der Seuche 


abzuschätzen und „Risikomaterial“ aus den Revieren zu entfernen. Die 


Beunruhigung des Wildes, die durch diese Suchen einhergeht, muss in 


Kauf genommen werden. 


� Probennahme von jedem tot gefundenen Wildschwein; (Tupfer von 


Blut oder bluthaltiger Flüssigkeit). 


� Tierkörper an der Fundstelle fotografieren und möglichst 


georeferenzieren. 


� Unverzügliche Information an zuständige Behörde über auffällige und 


tot aufgefundene Wildschweine zum Zweck der Bergung. 


� Einrichten von Sammelstellen mit geeigneten Behältern für die 


Entsorgung von Tierkörpern sowie Reinigungs- und 


Desinfektionsmöglichkeiten; Unschädliche Beseitigung von Tierkörpern 


sowie Knochen und anderen Überresten von toten Wildschweinen 


ausschließlich über diese Sammelstellen. 







� Behördliche Genehmigung von Freilaufhaltungen (lt. Anhang 3 SchwG-


VO) 


� Verbot der Verbringung von Gras, Heu und Stroh aus dem gefährdeten 


Gebiet in Hausschweinebestände. 


� Leinenpflicht für Hunde. Bei jagdlich geführten Hunden ist der Einsatz 


selbstständig jagender Hunde ohne unmittelbare 


Hundeführerbegleitung grundsätzlich untersagt. Erlaubt ist der gezielte 


Einsatz von kurzjagenden, wildgehorsamen und geprüften Jagdhunden. 


Maßnahmen in der Pufferzone 


� Tötung des Großteils der Wildschweinpopulation (möglichst über 80-


90%), z.B. durch gürtelförmige Drückjagden (Schwerpunkt Bachen und 


weibliche Überläufer), gezielte Kirrung, Saufänge/ Ferkelfänge und 


Anlegen von Jagdschneisen. Gezielte Bejagung von weiblichen Stücken 


(Auflösung von Rottenverbänden) wird kontrovers diskutiert. 


� Bergung erlegter Wildschweine und Verbringung zu der von der 


Behörde festgelegten Wildsammelstelle. 


� Beobachtende Ansitze und intensive Fallwildsuche (tote Wildschweine) 


vor allem an Prädilektionsstellen (Sümpfe, Suhlen u.ä.). 


� Unverzügliche Information der zuständigen Behörde über auffällige und 


tot aufgefundene Wildschweine; Tierkörper an der Fundstelle 


fotografieren und falls möglich georeferenzieren. 


� Unverzügliche Entsorgung von Tierkörpern sowie Knochen und anderen 


Überresten von toten Wildschweinen ausschließlich über zugelassene 


Sammelstellen. 


� Probennahme von jedem tot gefundenen Wildschwein; (Tupfer von 


Blut oder bluthaltiger Flüssigkeit). 


� Überprüfung der Biosicherheit aller Schweinebestände mit Auslauf – 


bzw. Freilaufhaltung 


� Verbot der Verbringung von Gras, Heu und Stroh aus dem gefährdeten 


Gebiet in Hausschweinebestände. 







� Leinenpflicht für Hunde. Bei jagdlich geführten Hunden ist der Einsatz 


selbstständig jagender Hunde ohne unmittelbare 


Hundeführerbegleitung grundsätzlich untersagt. Erlaubt ist der gezielte 


Einsatz von kurzjagenden, wildgehorsamen und geprüften Jagdhunden. 


 


Biosicherheit 


� Kontamination von Jagdausrüstung, Jagdhunden, Kleidung, Schuhwerk, 


Gerätschaften und Fahrzeugen mit Blut vermeiden. 


� Hände nach Kontakt zu toten Wildschweinen vor Verlassen des Reviers 


waschen und desinfizieren. 


� Kleidung nach Kontakt zu toten Wildschweinen wechseln und bei 


mindestens 40*C mit Waschpulver waschen; Schuhwerk vor Verlassen 


des Reviers wechseln und unverzüglich reinigen und desinfizieren. 


� Fahrzeuge reinigen, insbesondere Kontamination mit Blut sorgfältig 


entfernen. 


� Zentrale Aufbruchplätze bei Drückjagden einrichten und nach Nutzung 


desinfizieren. 


� Unschädliche Beseitigung von Aufbrüchen (nicht im Wald lassen!). 


� Ausweisen von separaten Wildsammelstellen für die Jagd in ASP-


Gebieten; Verbot des Verbringens von Wildschweinen aus ASP-


Gebieten in andere Wildsammelstellen. 


� Sicherstellen, dass Mülltonnen im gesamten Gebiet – vor allem an 


öffentlichen Parkplätzen kippsicher sind. 


 


 


 


Bergung und Entsorgung von toten Wildschweinen 


� Nutzung von Schutzkleidung. 







� Ortung und Kennzeichnung der Tierkörper (-reste). 


� Tierkörper auslaufsicher verpacken. 


� Desinfektion der Fundstelle mit einem Peressigsäure-haltigem 


Handelspräparat. 


� Kennzeichnung des Fundortes mit Flatterband. 


 


Maßnahmen für Schweinehalter, die auch Jäger sind 


� Konsequentes Hygienemanagement und Einhaltung der 


Biosicherheitsmaßnahmen gemäß SchwG-VO. 


� Nicht mit Jagdbekleidung, Jagdausrüstung oder Jagdhund den Stall 


betreten oder mit Schweinehaltern in Kontakt kommen. 


� Nach der Jagd den Stall erst nach gründlicher Reinigung (Dusche), 


Schuh- und Kleiderwechsel betreten. 


� Kein Wildschwein auf dem Betrieb aufbrechen. 


� Kein Kontakt von Hausschweinen zu Blut von Wildschweinen bzw. 


blutverunreinigten Gegenständen. 


� Besondere Vorsicht beim Aufbrechen/ Zerwirken/Entsorgen der nicht 


verwertbaren Reste. 


� Möglichst kein Schwarzwild anderer Jäger in eigener Wildkammer 


aufnehmen. 


 


 


 


Empfehlungen für die Jagd – was ist zu tun?  







� Verstärkte, ganzjährige Bejagung auf Schwarzwild (unabhängig von 


deren Stärke, Ausnahme säugende Bachen). 


� Verpflichtende revierübergreifende Jagden (Durchführung und 


Organisation können durch die BFI oder die Wildschadensberatung auf 


deren Wirksamkeit überprüft werden). 


� Bestehende Zäunungen an Autobahnen auf ihre Tauglichkeit 


überprüfen (Stichwort A1 Nord-Süd-Korridor), Durchführung Asfinag, 


eventuelles Wildkameramonitoring an Autobahndurchlässen durch die 


Jagdausübungsberechtigten. 


� Jedes erlegte Stück Schwarzwild wird mit 1€ pro kg Aufbruchgewicht 


durch das Land subventioniert. 


� Erlaubnis von Nachtzielgeräten und künstlichen Lichtquellen bei der 


Jagdausübung auf Schwarzwild - zunächst für 1 Jahr. 


� Auflassen aller Rehwildfütterung an den Grenzgebieten zu Tschechien. 


� Generelles Kirrverbot auf Schwarzwild, Ausnahmegenehmigungen 


können über die Wildschadensberatung oder die BFI-Stellen sein. 


� Erstellung eines „Kriterienkataloges“ wie aufgebrochen werden muss 


und auf welche Veränderung unbedingt geachtet werden muss. Der 


Kriterienkatalog enthält Schaubilder (Fotografien) veränderter Organe 


in verschiedenen Stadien der Schweinepest, so dass der Aufbrechende 


und die kundige Person Anhaltspunkte für eine Kontrolle haben. 


� Das Aufbrechen von Schwarzwild und das belassen des Aufbruches im 


Wald ist zu untersagen. Das Aufbrechen darf nur noch in geeigneten 


Räumlichkeiten geschehen, der Aufbruch ist nach Überprüfung von 


bedenklichen Merkmalen in dafür vorgesehenen Sammelstellen der 


Tierkörperverwertung bei Unbedenklichkeit zu entsorgen. Wenn 


bedenkliche Merkmale gefunden werden ist unverzüglich das 


zuständige behördliche Veterinärorgan zu kontaktieren und Meldung 


zu erstatten. 


� Verstärkte Kontrollen von Fallwild durch die 


Jagdausübungsberechtigten und Jagdschutzorgane an den typischen 







Aufenthaltsorten des Schwarzwildes (Einstände, Suhlen). Wenn ein 


Stück Schwarzwild gefunden wird, ist dies unverzüglich dem 


zuständigen behördlichen Veterinärorgan zu melden. 


 








African Swine Fever Awareness Campaign 2018 


Measures implemented in Austria 


 


 


In January 2018 -due to the ASF situation in Europe- the ASF awareness programme, that had 


already been started in summer 2017 as a reaction to the close border outbreaks in the Czech 


Republic, was intensified.  


Under consultation of the Austrian Animal Disease Expert Group the decision was made to 


identify most relevant target groups and provide “tailor made” information to them. In 


addition to the “common” distribution of information (via publication on the Ministries 


homepage and via informing stakeholders) additional ways of offensively distributing crucial 


information should be established. This initiative was in line with the European Commissions 


ASF strategy. (Ref. Ares(2018)265188 - 16/01/2018)     


 


The state owned Austrian Agency for Health and Food Safety (AGES) was assigned to 


implement this awareness campaign in cooperation and under supervision of the central 


veterinary authority, which is situated within the Federal Ministry of Labour, Social Affairs, 


Health and Consumer Protection. (BMASGK) 


 


The following actions have been set within the awareness campaign: 


 


general actions: 


• building up a corporate design of the campaign by creating logos and concise 


information graphics 


• appearance in social media 


• Roll Ups for events 


 


target group: hunters 


• 105.000 information sheets have